Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/2313 

07 . 12 . 99 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Christine Ostrowski und der Fraktion der PDS 


Verwendung von Einnahmen nach dem Gesetz über 
den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Länder leiten nach Kenntnis der Bundesregierung die Einnahmen 
ohne Verwaltungskostenabzüge und ähnliche Abzüge direkt in den sozialen 
Wohnungsbau weiter? 

Welche Länder erheben eine Verwaltungsabgabe? 

2. Welchen prozentualen Anteil macht die Verwaltungsabgabe in den betref- 
fenden Ländern aus? 

3. Wie viele neue Sozialwohnungen wurden aus den Einkünften durch die 
Fehlbelegungsabgabe seit 1990 in den einzelnen Ländern gebaut (bitte in 
Jahresscheiben)? 

4. Für wie viele Personen wurde damit effektiv neuer Wohnraum geschaffen? 

5. Welche neuen Zahlen liegen der Bundesregierung seit der Antwort auf 
Drucksache 14/1451 (Kleine Anfrage „Fehlbelegungsabgabe“) vor? 

6. Welche Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in denen sich die Fehlbele- 
gungsabgabe in der Praxis doch zu einer „Vertreibungsabgabe“ entwickelt 
hat? 

Welche Konsequenzen hatte das für die soziale Struktur betroffener Wohn- 
gebiete? 

7. Welche Konsequenzen haben die Länder, in denen Fälle nach Frage 6 auftra- 
ten, gezogen? 

8. Welche Fälle sind der Bundesregierung aus den letzten Jahren bekannt, in 
denen von der Erhebung der Ausgleichszahlungen abgesehen wurde (bitte in 
Jahresscheiben)? 


Berlin, den 2. Dezember 1999 

Christine Ostrowski 

Dr. Gregor Gysi und Fraktion 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



